
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau

auf die Große Anfrage der Fraktion der AfD 
– Drucksache 18/8348 –

Preisprüfungen bezüglich der Flutkatastrophe an der Ahr, insbesondere betreffend die „m2a artitude Betriebs 
GmbH“

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hat die Große Anfrage namens der Landesregierung 
– Zuleitungsschreiben des Chefs der Staatskanzlei vom 26. Januar 2024 – mit angefügtem Schreiben beantwortet.
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Preisprüfungen bezüglich der Flutkatastrophe an der Ahr, insbesondere betreffend 
• die „m2a artitude Betriebs GmbH"
- Drucksache 18/8348 -

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

.das öffentliche Preisrecht dient dazu, bei öffentlichen Beschaffungen eine 
marktwirtschaftliche Preisbildung zu gewährleisten und damit unter anderem den 
öffentlichen Auftraggeber vor überhöhten Preisen zu schützen. Eine Preisprüfung wird in 
der Regel vom öffentlichen Auftraggeber bei der Preisprüfungsbehörde am Firmensitz 
des Vertragspartners angestoßen. Das Preisrecht weift nicht unmittelbar in die 
vertraglichen Beziehungen zwischen den Vertragspartnern ein. Der Prüfungsbericht 
selbst weist keinen Regelungscharakter auf und ist daher nicht rechtsschutzbewehrt. Er 
ist jedoch Anknüpfungspunkt für den . öffentlichen Auftraggeber, eine mögliche 
Überschreitung des durch die Preisprüfung ermittelten höchstzulässigen Preises auf 
zivilrechtlichem Wege geltend -zu machen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die vorbezeichnete Große_ Anfrage namens der 
Landesregierung wie folgt: 

1 

E:  2266.0011.2200224 
118/866228








